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65594 Runkel, den 19.12.2011

Niederschrift

über die 8. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel, zu der für heute, Freitag, den 16.12.2011, um 19.00 Uhr, in das Bürgerhaus in Wirbelau einberufen und  ordnungsgemäß geladen war. Es sind erschienen:

Als stimmberechtigte Stadtverordnete:

	1.   Gregor Adler

2.   Erhard Becker
3.
 Martin Belz

4.
 Margret Bergmeier

5.
 Dr. Manfred Birko

6.
 Bernhard Brahm

7.   Eberhard Bremser

8.   Alexander Bullmann

9.   Frank Burggraf
10. Lothar Burggraf

11.
Christoph Demel

12. Bernd Eckert

13.
Ulrich Eisenberg

14.
Günter Gebhart

15.
Manfred Hastrich

16.
Jörg-Peter Heil

17.
Michael Kilb

18.
Anton Krtsch
	19. Thomas Kuhlisch

20. Armin Naß  

21. Bernhard Polomski

22. Klaus Preusser

23. Volker Rosbach

24. Rainer Röth

25. Ragnhild Schreiber




Seitens des Magistrates:

	1.
Bürgermeister Friedhelm Bender

2.
Peter Butzbach

3.  Christian Janevski

4.  Silvia Lißner

5.  Antonius Duchscherer
	


Die Mitglieder wurden durch Einladung vom 09. Dezember 2011 ordnungsgemäß einberufen. Die Ladung wurde am 12. Dezember 2011 zugestellt. Zwischen dem Ladungs- und dem Sitzungstag lagen mehr als drei freie Tage. Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber stellt zu Beginn der Sitzung um 19.00 Uhr die Beschlussfähigkeit der  8. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung fest.

Entschuldigt von Seiten der CDU-Fraktion fehlt Herr Stadtverordneter J. Ruttmann. Von Seiten der SPD-Fraktion fehlen entschuldigt die Herren Stadtverordneten Hautzel, Trog, Dr. Ruttmann und Wagner . Von Seiten Bündnis 90/Die Grünen fehlt entschuldigt Frau Werbunat-Hofmann. 
Von Seiten des Magistrates fehlen entschuldigt Herr I.Stadtrat Uhl (SPD), Herr Stadtrat Kuhn (SPD), Herr Stadtrat Räbiger (CDU) und die Stadträtinnen Frau Müller (CDU), Frau Burggraf (BL)  und Frau Hemming (BL).

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber begrüßt die anwesenden Stadtverordneten, Herrn Bürgermeister Bender, die anwesenden Magistratsmitglieder sowie die Pressevertreter und Gäste. Sie eröffnet die Sitzung mit dem ersten Tagesordnungspunkt und erteilt hierzu Herrn Bürgermeister Bender das Wort.

Punkt 1

Vergabe eines Baugrundstücks im Baugebiet „Auf dem großen Weizstück II“ im Stadtteil Arfurt;

hier:    Gemarkung Arfurt, Flur 4, Flurstück  392, Größe: 550 m“, Am Kapellchen 32

Beschluss: 

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt einstimmig, das Baugrundstück in der Gemarkung Arfurt, Flur 4, Flurstück 392, Größe: 550 m², „Am Kapellchen 32“, an die Eheleute Christiane und Markus Schneider, Mühlenstr. 6 in 65594 Runkel-Arfurt zu den in der Klammer aufgeführten Konditionen (Baulandpreis: 25,56 €/m², Erschließungsvorausleistungen: 21,69 €/m²) zu veräußern. 

Beschluss:

Ja -  25


Nein - 0


Enth. - 0
Punkt 2:
Vergabe eines Baugrundstücks im Baugebiet „Kappesborder Berg“ im Stadtteil Runkel;

hier:    Gemarkung Runkel, Flur 5, Flurstück 159, Größe: 728 m“, Quellenweg 3

Herr Bürgermeister Bender informiert zu diesem Punkt wie folgt:

Vom 31.12.2010 bis heute belaufen sich die  Kosten im Baugebiet „Kappesborder Berg“ in Höhe von 2.977.000,-- €. Zum 31.12.2011 haben sich die Kosten auf 2.588.000,-- € reduziert. Im Laufe des Jahres 2011 hat die Stadt Runkel 5 Bauplätze veräußert, ohne die zwei Grundstücke, über die in dieser Stadtverordnetenversammlung abgestimmt werden.
Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt einstimmig, das Baugrundstück in der Gemarkung Runkel, Flur 5, Flurstück 159, Größe: 728 m², „Quellenweg 3“, an Frau Anna-Maria Werner und Christian Schneider, Haideweg 25 in 65552 Limburg zu den in der Klammer aufgeführten Konditionen (Baulandpreis: 110,-- €/m“, voll erschlossen) zu veräußern.

Abstimmung:

Ja - 25


Nein -
0


Enth. - 0
Punkt 3:

Vergabe eines Baugrundstücks im Baugebiet „Kappesborder Berg“ im Stadtteil Runkel;

hier:    Gemarkung Runkel, Flur 5, Flurstück 165, Größe: 737 m“, Quellenweg 15

Herr Fraktionsvorsitzender Naß (CDU) fragt nach, ob eine Eigennutzung der Eheleute Pörtner ausgeschossen ist, da die Bauherrengemeinschaft Pörtner das Grundstück zu günstigen Konditionen erhält.
Herr Bürgermeister Bender erläutert, dass in dem Vertrag zwischen der Stadt Runkel und der Fa. Gabb & Pörtner vereinbart wurde, dass die Fa. Gabb und Pörtner verpflichtet ist, ein Baugrundstück zu erwerben um ein Musterhaus zu errichten. Dieses Baugrundstück ist sehr ungünstig gelegen. Die Fa. Gabb und Pörtner hat  sich dieses Baugrundstück ausgesucht, verzichtet auf die Zuschüsse und soll es daher kostengünstiger erhalten. Falls das Haus vor Ende der Vertragslaufzeit veräußert wird, muss die Fa. Gabb und Pörtner pro m² noch den im Vertrag vereinbarten Betrag zu zahlen. Dieses Musterhaus wird so gebaut, dass es mit Sonnenenergie genutzt werden kann. 
Herr Fraktionsvorsitzender Eisenberg (Die Grünen) erklärt, dass die Fraktion der Grünen nicht zustimmen wird, da der Preisnachlass von 55.000,-- € zu hoch ist. 
Herr Fraktionsvorsitzender Becker (BL) fragt nach, ob die Konditionen in der Verwaltungsvorlage Inhalt des Vertrages zwischen der Stadt Runkel und PGV sind. 

Herr Bürgermeister Bender bejaht dies. 

Herr Stadtverordneter Rosbach erklärt, dass die CDU leichter zu einer Beschlussfassung kommen würde, wenn sie den Vertrag zur Information vorliegen hätte. 

Herr Bürgermeister Bender sagt, dass der Vertrag intensiv im Magistrat behandelt wurde und dass Misstrauen nicht angebracht ist. 

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt, das Baugrundstück in der Gemarkung Runkel, Flur 5, Flurstück 165, Größe: 737 m², „Quellenweg 15“, an die Bauherrengemeinschaft „Musterhaus“, Eheleute Achim Pörtner & Alexandra Gabb, Dr. Jakob Hartmann Str. 15, 65606 Villmar, Eheleute Winfried & Margot Gabb, Struther Weg 20, 65606 Villmar zu den in der Klammer aufgeführten Konditionen (Baulandpreis: 35,- €/m², voll erschlossen) zu veräußern.

Abstimmung:

Ja - 20


Nein -
4


Enth. - 1
Punkt 4

Bauleitplanung der Stadt Runkel, Bebauungsplan „Gewerbegebiet Kerkerbach“;

hier:    Beschluss zur öffentlichen Auslegung des Planentwurfs gemäß § 3 (2) BauGB

Herr Fraktionsvorsitzender Eisenberg (Die Grünen) beantragt, den Beschlussvorschlag Punkt 1 und Punkt 2 getrennt zu behandeln.
Herr Stadtverordneter Rosbach (CDU) fragt nach, ob es bereits Abstimmungen mit dem ASV bezüglich des Kreisels gegeben hat und ob mit Auflagen für die Stadt Runkel zu rechnen ist. 
Herr Bürgermeister Bender antwortet, dass Gespräche mit dem ASV Dillenburg sowie mit den Anliegern im Kreiselbereich geführt worden sind bezüglich der Geländeabgabe. Die Anlieger einschließlich die Fa. Königstein wären einverstanden. Eine verkehrssignalgesteuerte Regelung  wurde bereits vom ASV abgelehnt. Zuschüsse für den Bau eines Kreisels wurden auch abgelehnt. Es ist jedoch noch kein abschließendes Gespräch geführt worden. 

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber fragt, wer dem Antrag von Herrn Eisenberg (Die Grünen) zustimmt, über Punkt 1 des Beschlussvorschlages (Bauleitplanung) abzustimmen und über Punkt 2 (Kreisel) noch nicht abzustimmen.
Abstimmung:


Ja - 6


Nein -
17

Enth. – 2

Beschluss:
1. Der Magistrat wird beauftragt, die Planunterlagen den Erfordernissen entsprechend

    weiter auszuarbeiten. Anschließend ist der Planentwurf mit Begründung gemäß § 3

   (2) BauGB öffentlich auszulegen und die Träger öffentlicher Belange gemäß § 13

   (2) BauGB zu beteiligen.
2. Der Magistrat wird beauftragt, im Falle zeitlicher Verzögerungen bei der

    Bearbeitung der Änderungen im Geltungsbereich des Kreisels, diese Änderungen

    in einem eigenständigen Verfahren weiterzuführen.

Abstimmung:


Ja - 22

Nein -
0

Enth. - 3
Punkt 5

Bebauungsplan „Wolfram II“, Stadtteil Schadeck;

hier:    Aufstellungsbeschluss

Herr Fraktionsvorsitzender Naß (CDU) erklärt, dass die CDU-Fraktion gegen die Fassung des Aufstellungsbeschlusses für den Bebauungsplan stimmen wird.

Herr Fraktionsvorsitzender Eisenberg (Die Grünen) sagt, dass Die Grünen auch dagegen stimmen werden, da die Fa. Pörtner u. Gabb bisher noch keinen Investor für dieses Projekt vorstellen konnte. 
Herr Stadtverordneter Gebhart (SPD) bemängelt, dass das Schreiben der Firma PGV, in dem die Übernahme sämtlicher mit der Aufstellung des Bebauungsplans „Wolfram II“ anfallenden Kosten zugesichert werden, als Anlage zur Verwaltungsvorlage nicht beigefügt war.
Herr Bürgermeister Bender erläutert, dass dieses Schreiben nicht mehr kopiert und den Unterlagen beigefügt worden ist. Er liest das Schreiben der Fa. PGV vom 08.12.2011 vor und sagt zu, dieses Schreiben für alle Stadtverordneten dem Protokoll beizufügen.

Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, den Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Absatz 1 BauGB für den Bebauungsplan „Wolfram II“ zu fassen.

Abstimmung:

Ja - 14

Nein -
10
Enth.- 1 
Punkt 6

Satzungsentwurf über die Festsetzung der Steuersätze für die Grund- und Gewerbesteuer - Hebesatzsatzungen -;

hier:    Beschlussfassung

Herr Bürgermeister Bender erläutert, dass der Betrag der Erhöhung der Steuersätze 56.000,-- € betragen würde. 
Herr Stadtverordneter Rosbach (CDU) bemängelt, dass der CDU-Fraktion Informationen zu Punkt 6 fehlen.

Herr Fraktionsvorsitzender Becker (BL) teilt mit, dass die Bürgerliste gegen die Erhöhung der Grundsteuer B stimmen wird. 
Die Bürgerliste beantragt, dass die Verwaltung eine Aufstellung über die freiwilligen Leistungen der Stadt Runkel mit den dafür in 2011 erbrachten Ausgaben erstellt und den Stadtverordneten zur Beratung für den Haushalt 2012 zur Verfügung stellt.

SPD-Fraktionsvorsitzender Herr Dr. Birko schlägt vor, den Punkt 6 der Tagesordnung zur Beratung  in den HFA  zu verweisen. 
CDU-Fraktionsvorsitzender Herr Naß beantragt ebenso die Verweisung von Punkt 6 in den HFA.

Beschluss:
Die Stadtverordneten der Stadt Runkel beschließen einstimmig die Verweisung von Punkt 6 der Tagesordnung in den HFA.
Abstimmung:


Ja – 25

Nein – 0

Ent.- 0

Beschluss:
Die Stadtverordneten der Stadt Runkel beschließen einstimmig, dass die Verwaltung eine Aufstellung über die freiwilligen Leistungen der Stadt Runkel mit den dafür in 2011 erbrachten Ausgaben erstellt und den Stadtverordneten zur Beratung für den Haushalt 2012 zur Verfügung stellt.

Abstimmung:


Ja – 25

Nein - 0

Ent.- 0

Punkt 7
1. Nachtrag für das Haushaltsjahr 2011;

hier:    Bericht durch den HFA-Vorsitzenden, Herrn Gebhart, mit Beschlussvorschlag

Der HFA-Vorsitzende,Herr Gebhart, berichtet über den 1. Nachtrag für das Haushaltsjahr 2011 wie folgt:
Der HFA hat sich am 08.12.2011 mit dem vorgelegten Entwurf zur 1. Nachtrags-Satzung zur Haushaltssatzung 2011 befasst. Ich möchte meinen Bericht gleich mit einer Änderung durch die Verwaltung beginnen, es ist auch die einzige Änderung, die das Zahlenwerk im HFA erfahren hat. 

Die Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen beim Produkt „Straßen, Wege, Plätze, Brücken“, sie finden dieses Teilergebnis auf der Seite 81 der Vorlage, sind wieder auf den alten Ansatz 2011 zurück zu setzen. Eine Ergebnisverbesserung ist bereits bei den Erträgen aus Zuweisungen eingestellt worden (Schlaglochprogramm der Landesregierung 128.500 €) und kann nicht nochmals über eine Kostenverminderung Eingang finden.

Das Gesamt-Jahresergebnis hat sich danach um 149.500 € verbessert und beträgt nun – 1.844.100 € (vorher: - 1.993.600 €), bei Gesamt-Erträgen von 14.144.200 € und Gesamtaufwendungen von 15.988.300 €. 

Haupteinflussgröße für die Ergebnisverbesserung waren dabei die Erlöse aus dem Holzverkauf (Forstwirtschaft), die um 190.000 € höher lagen, als geplant.

Diese leichte Verbesserung des Ergebnis-Haushaltes rechnet sich durch auf den finanzwirtschaftlichen Teil. Dieser hat sich um 346.000 € verschlechtert, verursacht durch den Saldo aus Investitionen abzüglich der entsprechenden Zuweisungen. Die Einzahlungen aus Investitionstätigkeit betragen 688.000 €, die Auszahlungen 3.121.000 €.
Mehrausgaben bei den Investitionen waren zu verzeichnen  bei der Dorferneuerung Hofen (26.000 €), den Geschwindigkeitsmeßanlagen in Dehrn, Ennerich und Steeden (200.000 €), den Krippenausbauten für drei Kindergärten (110.000 €), der Wasserleitung für den Sportplatz Ennerich (34.500 €), der Druckerhöhungsanlage für die Wasserversorgung Schloss Dehrn (70.000 €), der Verlegung des Radweges R 7 (42.500 €) und den Photovoltaik-Anlagen auf den Dächern der Bürgerhäuser in Dehrn und  Wirbelau, sowie auf dem Kindergarten Runkel (333.000 €).

Weniger Investitionen sind bei der EKVO (-370.000 €) angefallen. Die Investitionsausgaben sind auch durch zusätzliche Einnahmen bei den Straßenbeiträgen Habichtsfang Schadeck (65.000 €) und den Kanalbeiträgen Wirbelau (45.000 €) vermindert worden.

Die Tilgungen sind durch buchungstechnische Änderung von Zuordnungen um 23.000 € niedriger als geplant und belaufen sich auf 625.000 €. 

Der Finanzmittelbedarf des Haushaltsjahres 2011 ist somit um 173.000 € höher als geplant und beträgt 2.042.000 €. Er erhöht rechnerisch den Schuldenstand der Stadt.

Der Gesamtbetrag der Kredite zur Finanzierung der Investitionen beträgt nach wie vor 1.999.000 €.
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen zur Leistung von Investitionsausgaben in künftigen Jahren hat sich um 783.000 € auf insgesamt 898.000 € erhöht. Diese Erhöhung steht im Zusammenhang mit der Realisierung der Photovoltaik-Anlage im Gebiet Herrnwies in Steeden.

Der Höchstbetrag der Kassenkredite wird ebenso wenig geändert, wie die Steuersätze für die Gemeindesteuern.

Der überwiegende Anteil der Veränderungen ist bereits durch Einzelbeschlüsse im laufenden Haushaltsjahr hinterlegt.

Der HFA schlägt der STVV die Annahme des so veränderten und erläuterten 1. Nachtrags zur Haushaltssatzung 2011 vor. 

Die Entscheidung im HFA ist einstimmig erfolgt.

Herr Bürgermeister Bender verliest zu diesem Punkt eine Anfrage der CDU-Fraktion:

Ist auf Grund der Umwandlung der Finanzierung der drei Blitzanlagen von einem ursprünglich geplanten Leasing- in einen Mietkauf ein Beschluss der Stadtverordnetenversammlung notwendig und liegt dieser vor? Die CDU-Fraktion bittet um Beantwortung dieser Frage im Rahmen der Beratung und Beschlussfassung des Nachtragshaushaltes in der heutigen Sitzung.
Herr Bürgermeister Bender beantwortet die Frage wie folgt:

Mit dem Haushaltsplan 2011 wurde beschlossen, drei Geschwindigkeitsmessanlagen zu beschaffen. Bei  der Haushaltsplanung 2011 für diese Geschwindigkeitsmessanlagen wurde dabei von einem Leasinggeschäft ausgegangen. Die Mittel hierfür wurden entsprechend im Ergebnishaushalt eingestellt. Seitens des Lieferanten der Anlage wurde alternativ auch ein Mietkauf bei gleicher monatlicher Belastung wie beim Leasing angeboten. Durch den Mietkauf gehen im Gegensatz zum Leasing-Geschäft die Geschwindigkeitsmessanlagen nach der letzten Zahlung des Mietzins (3 Jahre) in das Eigentum der Stadt Runkel über. Nach den Vorschriften der GemHVO Doppik (Gemeindehaushaltsverordnung) ist die Veranschlagung im Haushalt bzw. die Verbuchung beim Leasing anders als beim Mietkauf. Um diesen Anforderungen gerecht zu werden, wurden im Nachtragshaushalt die erforderlichen Änderungen vorgenommen. 
CDU-Fraktionsvorsitzender Herr Naß sagt, dass bis heute noch kein Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vorliegt, die Blitzanlagen zu kaufen. Der Kauf wird erst mit dem Beschluss des Nachtrages zur Haushaltssatzung 2011 legalisiert. 
Beschluss:
Der Haupt- und Finanzausschluss schlägt der Stadtverordnetenversammlung die Annahme des so veränderten und erläuterten 1. Nachtrags zur Haushaltssatzung 2011 vor. 

Abstimmung:


Ja – 25

Nein – 0

Enth. – 0

Punkt 8
A) Einbringung des Entwurfs der Haushaltssatzung nebst Haushaltsplan und Anhang

    für das Haushaltsjahr 2012

B) Haushaltssicherungskonzept

C) Investitionsprogramm und Ergebnis- und Finanzplanung für die Jahre 2011 – 2015

Herr Bürgermeister Bender trägt seine Haushaltsrede wie folgt vor:
Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen,

ich lege Ihnen am heutigen Tag den Entwurf des Haushaltes für das Jahr 2012 vor, den der Magistrat unserer Stadt in zahlreichen Sitzungen mit den Verantwortlichen der Verwaltung sehr intensiv und umfassend regelrecht „erarbeitet“ und festgestellt hat.

Dieser Haushalt, meine sehr verehrten Damen und Herren, zeigt Ihnen auf, in welch schwierigen Lage sich die kommunalen Finanzen befinden. Und dies nicht etwa, weil wir Gelder zum Fenster hinaus werfen, sondern die Rahmenbedingungen einfach nicht mehr stimmig sind. Halten wir uns bitte vor Augen, dass das zu Ende gehende Jahr 2011 eine wirtschaftlich gute bis sehr gute Entwicklung nahm, ohne die Frage beantworten zu müssen, wie sich die Situation dargestellt hätte, wenn der Verlauf ein anderer gewesen wäre.

Die finanzielle Situation des weitaus größten Teils der Kommunen ist und bleibt Besorgnis erregend; dieser Zustand wird sich leider noch weiter verschlechtern, wenn die mittlerweile offensichtlich feststehende, bzw. drohende deutliche Abschwächung der Wachstumsprognose auf merklich unter 1 % eintritt. Das System bzw. der Patient Deutschland ist schwer erkrankt, denn es fehlen  auf allen Ebenen der öffentlichen Hand die eigentlich notwendigen Finanzmittel. Dem Land Hessen fehlen im Haushalt 2012 ca. 1,5 Mrd. € mit der Folge, dass es den Kommunen durch Kürzung des kommunalen Finanzausgleichs in Höhe von 360 Mio. € weniger zukommen lässt. Da die Landkreise sich ebenfalls in einer sehr schwierigen Situation befinden und  sich maßgeblich über die Kommunen durch die Kreis- und Schulumlage „finanzieren“, muss man unweigerlich den Eindruck gewinnen, dass diese immer mehr werdenden Belastungen durch Verlagern der Aufgaben von oben nach unten irgendwann den Kommunen die Luft zum Atmen ausgehen wird. 

Als Beleg dafür führe ich an, dass die Erhöhung der Kreis- und Schulumlage um 735.000,-- € fast identisch ist mit der Gesamthöhe der freiwilligen Leistungen von Runkel für 2012. Wo bleibt der so dringend erforderliche Handlungs- und Gestaltungsspielraum der Kommune (n)?

Mir kommt es manchmal so vor, als wenn man einem schwer erkrankten Patienten lediglich ein Mittel der Schmerzlinderung gibt, sich aber weigert, sich konkret um die Ursache und aktive Bekämpfung dieser zu befassen. 

Bei nachgewiesener Verschlechterung der Finanzausstattung der Kommunen diesen gleichzeitig mehr Aufgaben bzw. Pflichten zu übertragen sowie  deren finanzielle Ausstattung zu reduzieren und dann noch zu fordern, sparen zu müssen, kommt dem Weg in den Abgrund gleich. Die Haushalte der Stadt Runkel waren, sind und werden unter meiner Mitwirkung gekennzeichnet sein von verantwortungsvollem Handeln und ebenso sinnvollem Sparen und Investieren. 

Ich möchte zunächst in Erinnerung rufen, dass es uns trotz schwieriger Finanzsituation und nach wie vor sehr niedrigem Personalschlüssel gelungen ist, von den geplanten und genehmigten Gesamtinvestitionen in 2011 in Höhe von 3.121.000 Euro Maßnahmen des Investitionsprogrammes in einem Umfang von ca. 2.663.000 Euro, das entspricht  gut  85 % der Gesamtvorgaben, zu realisieren  bzw. beauftragt sind.

Eine wirtschaftlich sehens- und bemerkenswerte Leistung, was ich auch mit einem herzlichen Dank an die mit der Umsetzung der Maßnahmen betrauten Mitarbeiter/innen der Stadtverwaltung sowie aller Firmen verbinden möchte.

Lediglich noch nicht realisiert werden konnten die Verlegung des Gehweges „ Steedener Weg“ in Dehrn, da die dortige Bodenordnung noch nicht abgeschlossen ist sowie der Krippenausbau in Steeden, Wirbelau und Runkel in Höhe von 328.000 Euro, da die Förderbescheide erst kürzlich, d. h. letzte Woche eingegangen sind.

Auch der Digitalfunk mit den bereitgestellten 100.000 Euro konnte noch nicht umgesetzt werden, ist jedoch seitens des Landes nun definitiv für das kommende Jahr zugesagt. Außerdem wurde leider auch ein Teil der bereitgestellten Mittel für die „Belebung der Ortskerne“ nicht abgerufen.

Ferner darf ich darauf hinweisen, dass in den letzten Tagen vermehrt die angesetzten Einzahlungen aus Investitionstätigkeit (Zuschüsse Land, Kreis usw.) festzustellen sind, so dass der im Vorbericht genannte Prozentsatz sich erfreulich nach oben entwickelt hat. 

Trotz strikter Spardisziplin bei der Aufstellung des Entwurfes zum Haushalt 2012 ist es nach diesen Rahmenbedingungen, die uns auferlegt wurden, völlig ausgeschlossen, dass das ordentliche Ergebnis auch nur in die Nähe eines Ausgleichs rückt.

Der Ergebnishaushalt 2012 stellt sich als weitestgehender Wiederholungshaushalt zu 2011 dar. Das Jahresergebnis des Ergebnishaushaltes 2012 beträgt – 2.263.700,-- €, abzüglich Abschreibung und Rückstellung in Höhe von 870.900,-- € ergibt dies ein Finanzmittelfluss aus laufender Verwaltungstätigkeit von 1.398.000,-- €. Unter Berücksichtigung der Erhöhung der Kreis- und Schulumlage sowie der Verringerung der Schlüsselzuweisungen wäre das Ergebnis aus laufender Verwaltungstätigkeit um ca. 900.000,-- € geringer und der Finanzmittelfluss würde demzufolge bei ca. 500.000,-- € liegen. Dies wäre, wenn die Vorgaben des Landes sich nicht in erheblichem Umfang verändert hätten, ein sehr erfreuliches Ergebnis gewesen. 

Ich möchte mich in diesem Jahr auf einzelne Eckdaten beschränken und nicht näher auf die Einzelpositionen eingehen. Auch in 2012 wird das Land Hessen dem kommunalen Finanzausgleich Geld entziehen. Die Stadt Runkel ist an diesem Entzug durch die sogenannte Kompensationsumlage beteiligt, die unseren Haushalt 2012 mit 122.000,-- € zusätzlich belastet. Durch die Kompensationsumlage sollen die kreisangehörigen Städte und Gemeinden nach Maßgabe ihres Anteils an den Schlüsselzuweisungen, an den Verlusten der Landkreise und der kreisfreien Städte, die durch den Wegfall der Grunderwerbssteuerzuweisung entstehen, beteiligt werden. 

Praktisch wird die Kompensationsumlage nach den derzeit vorliegenden Unterlagen dadurch erhoben, dass sie von den Schlüsselzuweisungen an die kreisangehörigen Städten und Gemeinden abgezogen wird. 

Auf die Schlüsselzuweisungen und ihre Auswirkungen bei der Kreis- und Schulumlage werde ich noch näher eingehen. Der Kreis- und Schulumlagehebesatz beträgt 58 %, das ist der im Erlasswege als Obergrenze festgesetzte Höchstsatz. Sollte das Land die in Rede stehende Gesetzesänderung bezüglich der Kreisumlage beschließen, bedeutet dies eine Anhebung der Obergrenze, wenn die Kreise sonst nicht ihre Haushalte ausgleichen können. Ein ausgeglichener Haushalt dürfte dem Landkreis in absehbarer Zeit nicht beschieden sein. Die 58 % Kreis- und Schulumlage bedeuten für die Stadt Runkel im Haushaltsjahr 2012 eine Erhöhung um 735.000,-- € auf 5.183.000,-- €. 

Lassen Sie uns nun die Gewerbesteuer betrachten. Im Haushaltsjahr 2011 sah der Ansatz ein Aufkommen von 3,5 Mio. € vor. Obwohl der Finanzplanungserlass des Hessischen Innenministeriums einen Anstieg des Gewerbesteueraufkommens in 2012 von 8,5 % vorsieht, mussten wir den Planansatz um 200.000,-- € auf 3,3 Mio. € senken. Sollten sich jedoch gravierende Veränderungen durch geänderte Messbescheide ergeben, wäre dieser Ansatz noch zu hoch gegriffen. Die von der großen Politik prophezeiten Einnahmeverbesserungen gehen derzeit an der Stadt Runkel vorbei. 

In mehreren Berichten und Stellungnahmen zu eingebrachten Haushalten im Kreis war in jüngster Zeit zu lesen, dass die Kreis- und Schulumlage die Gewerbesteuereinnahmen aufbraucht. Davon können wir in Runkel nur träumen. Bei uns beträgt das Missverhältnis zwischen Kreis- und Schulumlage und Gewerbesteuereinnahmen ca. 57 % zu unseren Ungunsten. 

Die bereits mehrfach angesprochenen Schlüsselzuweisungen wurden um ca. 150.000,-- € auf 1.234.000,-- € gesenkt. Zusammenfassend müssen wir feststellen, dass die Mehrausgaben bzw. Mindereinnahmen im Bereich der Kreis- und Schulumlage / Schlüsselzuweisung der Stadt Runkel ca. 900.000,-- € kosten. 

Wir erhielten zwar kürzlich 104.000,-- € an Schlüsselzuweisungen, mussten aber gleichzeitig die Hälfte des Betrages an den Kreis weiterleiten. 

Der Finanzhaushalt mit seinen unabdingbaren Investitionen hat den Magistrat in zahlreichen Sitzungen reichlich Kopfzerbrechen bereitet. Der Gesamtbetrag der Investitionen beträgt 3.529.000,-- €. Im Weiteren darf ich Ihnen die wichtigsten bzw. größten Positionen des Finanzhaushaltes erläutern. Im Bereich Bauhof wurden für die Erneuerung des Maschinenparks 15.000,-- €, für die Ausrüstung der Feuerwehren 15.000,-- €, für Zuschüsse an Kulturvereine 3.000,-- €, für den Austausch von Spielgeräten 10.000,-- €, an Zuschüssen für Sportvereine 10.000,-- €, für den investiven Geldanteil für den Sportplatz in Ennerich 28.000,-- €, für die Weiterführung des Gesamtflächennutzungsplanes der Stadt Runkel 10.000,--  €, den Straßenendausbau im Bereich „Am Bangert“ in Runkel Stadtteil Schadeck 730.000,-- €, Belebung der Ortskerne 25.000,-- €, für die  Brücke zwischen Arfurt und Villmar betragen die Planungskosten 10.000,-- €, für die Ausrüstung der Friedhöfe im Stadtbereich und die Urnenwand im Stadtteil Ennerich werden 20.000,-- € benötigt und in den Haushalt eingestellt. Die Ergänzung der Ausrüstung der Bürgerhäuser ist mit 5.000,-- € veranschlagt und für den Weiterbetrieb der Zehntscheune (Kostenzuschuss) im Stadtteil Runkel werden 50.000,-- € benötigt. Dazu darf ich Ihnen miteilen, dass zahlreiche  Runkler Vereine auf die Stadt Runkel zugekommen sind und darum bitten, ihnen durch einen Kostenzuschuss die Zehntscheune zu erhalten. Der Kostenanteil für GWG‘s beträgt 20.000,-- €. Der investive Geldanteil für das gemeinsame Feuerwehrgerätehaus der Stadtteile Schadeck und Runkel beträgt 370.000,-- €. Auch in 2012 benötigen wir für die EKVO-Maßnahmen in den Stadtteilen Steeden (Hauptstraße, Restarbeiten Kanal, Wasser, Straße im Bereich Rheinberg- und Schulstraße) sowie Stadtteil Ennerich (Hammerstraße, Kanal, Wasser Straße) 1.100.000,-- €. Der Digitalfunk für die Feuerwehr wird die Stadt Runkel zusätzlich mit 15.000,-- € belasten. Mit der Einstellung von weiteren 100.000,-- € für den Austausch der Bleileitungen, überwiegend im Stadtteil Steeden, erfüllen wir die gesetzlichen Vorgaben schon zu einem großen Teil. Der Wasserverband Georg-Joseph benötigt einen Zuschuss von 36.000,-- €. 

Nachdem die Stadtverordnetenversammlung bereits den Ankauf der HLG-Fläche im Gewerbegebiet Kerkerbach für die Photovoltaikanlage bekundet hat, sind 560.000,-- € in den Haushalt eingestellt. Die Bürgerhäuser in Arfurt und Wirbelau sollen im Eingangsbereich Vordächer erhalten. Die Kosten hierfür belaufen sich auf insgesamt 20.000,-- €. Im Bereich der Senioren-Wohnanlage/ Campingplatzgebäude in Runkel sind 25.000,-- € für einen Spielplatz eingestellt worden. Die Dorferneuerung sieht  80.000,-- € vor, ohne dass dieses auf einen oder zwei Stadtteile beschränkt bleibt. Der Wehrumbau am Kerkerbach wird 100.000,-- €  in Anspruch nehmen. Auch in 2012 werden erneut Mittel in Höhe von 100.000,-- € für das Bürgerhaus in Dehrn benötigt. Diesmal ist die Erneuerung der Heizung und Lüftung vorgesehen. 

Der nicht anderweitig gedeckte Finanzmittelbedarf aus Investitionstätigkeit soll durch Kreditaufnahme gedeckt werden. Da Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit nicht ausreichen, um die laufenden Auszahlungen einschließlich ordentlicher Tilgung abzudecken, besteht zukünftig Bedarf an Kassenkrediten. Der in der Haushaltssatzung festgeschriebene Kassenkredit soll nicht verändert werden. 

In den Haushaltsgenehmigungen finden wir die Auflage, unsere Gebühren und Beiträge entsprechend anzupassen. Nachdem wir in 2011 Kanal- und Wassergebühren in nicht unerheblichen Maße erhöht haben, ist für das Haushaltsjahr 2012 die Erhöhung der Grundsteuer B von 220 v.H. auf 245 v.H. vorgesehen. Das entspricht  einem Mehr von ca. 56.000 ,-- €.

Im Haushaltsjahr 2011 beträgt der Umfang der freiwilligen Leistungen unter Berücksichtigung der Erträge 900.100,-- €. In diesem Betrag stecken 170.000,-- € für die Instandsetzung des Dehrner Bürgerhauses. 

Der Anteil der freiwilligen Leistungen in 2011 beträgt 5,63 % des Ergebnishaushaltes. Die freiwilligen Leistungen für das Haushaltsjahr 2012 betragen unter Berücksichtigung der Erträge 787.600,-- €. In diesem Betrag stecken weitere 90.000,-- € für die Erneuerung der Heizungs- und Lüftungsanlage im Bürgerhaus Dehrn. 

Der Umfang der vorgesehenen freiwilligen Leistungen im Haushaltsjahr 2012 beträgt 4,90 % vom Ergebnishaushalt.

Der Stellenplan sieht eine Veränderung von zwei Stellen im Bereich Bauhof vor. Beide Stellen sind mit EG 4 bewertet. Die Bereiche „Friedhöfe und Grünanlagen“ werden die zukünftigen Betätigungsfelder der neuen Mitarbeiter sein.   Bei den Personalkosten ist eine tarifliche Erhöhung von 1,5 % berücksichtigt. Trotz dieser von mir geschilderten schwierigen Rahmenbedingungen und den nicht weniger werdenden städtischen Aufgaben beträgt der gesamte Personalkostenanteil am Gesamtergebnishaushalt 2012 nur 19,0 %.

Zusammenfassend darf ich Ihnen, meine sehr geehrten Damen und Herren, mitteilen, dass der Ergebnishaushalt im ordentlichen Ergebnis mit Erträgen in Höhe von13.768.300,-- € und einem Aufwand von 16.032.000,-- € mit einem Fehlbetrag von – 2.263.700,-- € abschließt.

Der  Finanzmittelbedarf für das Haushaltsjahr 2012 beträgt 2.612.800,-- €. Der Haushaltsplan sieht eine Kreditaufnahme von 2.083.000,-- € vor.

Meine Damen und Herren, wir befinden uns in einem sehr schwierigen Spannungsverhältnis:

Wir stehen einerseits vor der Notwendigkeit der Haushaltskonsolidierung, andererseits wurde uns diese vom Land Hessen durch neu aufgebürdete Mehrausgaben von ca. 900.000,-- € in 2012 kaputt gemacht. 

Wir dürfen unsere Stadt  nicht kaputt sparen und müssen ihre Attraktivität als Wohn- und Gewerbestadt erhalten und weiter ausbauen. Das geht nicht ohne intakte Infrastruktur, ein intaktes Vereinsleben, ein intaktes soziales und kulturelles Angebot, eine intakte Verwaltung.

Wir sehen uns ständig neuen Anforderungen an die Leistungserbringung ausgesetzt. 

Egal, ob wir zuständig sind oder nicht. Aktuelle Beispiele sind die Schulsozialarbeit, die Schulkinderbetreuung oder weitere Verbesserungen im Kindergartenbereich.

Überall hört man die Worte, die Standards müssten dringend abgesenkt werden, ohne gleichzeitig zu erwähnen bzw. zu sagen, welche das denn sind und wer diese festlegt (z.B. EKVO, Personalschlüssel bei der Kinderbetreuung)! 

Solange ich Bürgermeister sein darf, wird es keine diesbezügliche Absenkung der Standards geben, wie z.B. die nach wie vor immer wieder wahrzunehmende Forderung zur Schließung der Dorfgemeinschaftshäuser in Arfurt, Eschenau und Wirbelau.

Gleiches gilt für die praktisch rund um die Uhr den Vereinen zur Verfügung stehenden kostenlosen Nutzungsmöglichkeiten der städtischen Gebäude. 

In diesem Spannungsfeld werden Sie den Ihnen nun ausgehändigten Haushaltsentwurf beraten, gegebenenfalls modifizieren, und letztendlich zu beschließen haben. 

Sämtliche beabsichtigte Maßnahmen / Investitionen sind in die Zukunft gerichtet und bedeuten für unsere nachkommenden Generationen nicht nur eine mögliche finanzielle Belastung, sondern einen deutlichen Mehrwert, denn es sind auch Investitionen für sie.

Ich hoffe auf sehr gute Ergebnisse für unsere Stadt Runkel um der guten Zukunft willen und danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

Herr Bürgermeister Bender informiert wie folgt über die geringfügig Beschäftigten bei der Stadt Runkel:
Es sind zur Zeit 38 Mitarbeiter geringfügig  bei der Stadt Runkel beschäftigt: 

  8 Mitarbeiter arbeiten in der Straßenunterhaltung der einzelnen Stadtteile, 

  3 Mitarbeiter arbeiten auf den Friedhöfen,

10 Mitarbeiter in den Bürgerhäusern der Stadt Runkel,

  7  Mitarbeiter in der Verwaltung (Bus’chen u. Bauhof)

  6 Mitarbeiter im Tourismusbüro.

Herr Bürgermeister Bender teilt weiterhin mit, dass die Verschuldung der Stadt Runkel

zum 31.12.2011 12,327 Mio. €. In diesen 12,327 Mio. € sind 4,235 Mio. € enthalten, die den Vorhaben der EKVO und der Konjunkturprogramme geschuldet sind.

Wenn man diese abzieht, verbleiben noch 7,144 Mio. €.

Herr Bürgermeister Bender fährt fort, dass die Verschuldung des Abwasser- und Wasserverbandes am 01.01.2008 9,255 Mio. € (Anteil von Runkel)  betrug. Am 01.01.2012 waren es nur noch 6,447 Mio. €. Die Schulden wurden innerhalb von 4 Jahren um 1/3 reduziert.  
Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt einstimmig, den Haushaltsentwurf 2012 in den Haupt- und Finanzausschuss zu verweisen.

Abstimmung:

Ja – 25

Nein – 0

Enth. – 0

Punkt 9
Gemeinsamer Antrag des Magistrates, Ortsbeirates Runkel und der CDU-Fraktion zur Ehrung des verstorbenen Runkeler Bürgers Julius Wagner

Die CDU-Fraktion stellt folgenden Antrag:

Der kürzlich verstorbene Runkeler Bürger, Herr Julius Wagner, soll eine bleibende Würdigung seiner außerordentlichen Verdienste um die Stadt Runkel erhalten, in dem der Platz am Runkeler Börnchen den Namen „Julius Wagner Platz“ erhält. 

Herr Bürgermeister Bender erläutert, dass ein Ortstermin mit dem Magistrat am Runkeler Börnchen stattgefunden hat. Der Magistrat hat beschlossen, dass der Platz vor dem Börnchen sowie den Linsenberg hinunter führend „Julius Wager Platz“ heißen soll. Die Ein- und Ausgänge dieses Platzes sollen mit bepflanzten Bögen versehen werden und es soll eine Tafel über das Wirken des Herrn Wagner angebracht werden. 
Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt einstimmig, dass der Platz am Runkeler Börnchen den Namen „Julius Wagner Platz“ erhält gemäß der ausgearbeiteten Vorlage des Magistrates.

Abstimmung:

Ja - 25


Nein -
 0

Enth. – 0

Punkt 10

Genehmigung der Protokolle vom 26.10. und 23.11.2011

Fraktionsvorsitzender (BL) Herr Becker sagt, dass auf der Seite 7, Punkt 5, des Protokolls vom 26.10.2011 keine Tischvorlage vorlag, sondern der Sachstand  von Herrn Bürgermeister Bender mündlich vorgetragen wurde. 

Das Protokoll soll korrigiert werden.

Beschluss: 

Die Stadtverordneten der Stadt Runkel genehmigen das Protokoll vom 26.10.2011 mit der o.g. Korrektur.

Abstimmung:

Ja – 25


Nein – 0

Enth. – 0

Herr Stadtverordneter Burggraf (BL) bemängelt beim Protokoll vom 23.11.2011, dass zu Punkt 5 in der Beschlussfassung Herr Kuhlisch, Herr Burggraf und Herr Becker (BL) nicht an der Abstimmung teilgenommen haben. Herr Bullmann hat an der Abstimmung teilgenommen. Das Protokoll soll korrigiert werden.

Beschluss:
Die Stadtverordneten der Stadt Runkel genehmigen das Protokoll vom 23.11.2011 mit der o.g. Korrektur.

Abstimmung:


Ja – 25

Nein – 0

Enth. – 0

Punkt 11

Mitteilungen des Magistrates
Herr Bürgermeister Bender teilt mit:

1. Tourismusbüro:

Im August 2008 hatte die Stadt Runkel 370 Besucher,
in 2011 waren es 907 Besucher. Der Tourismusverkehr nimmt ständig zu.

2. Runkeler Bus’chen:

Pro Monat nimmt die Stadt Runkel zwischen 130 und 140 Fahrten vor.  

Außerdem werden 80 Fahrten zu den Kindergärten  Runkel und Steeden vorgenommen.

3. Energiekosten 2011:

2011 sind Energiekosten für die Bürgerhäuser gespart worden. 
4. Herr Sauer (Agena Energie) hat mitgeteilt, dass der Errichter der Photovoltaikanlage festgelegt wurde. Der Preis ist gesunken. Die Anlage wird günstiger gebaut als geplant. Der Kapitalbedarf wird geringer und die Rendite für die Stadt Runkel höher. Konkrete Zahlen werden im Januar vorgelegt. 

Die Anlagen auf dem Bürgerhaus Dehrn, Kindergarten Westerwaldstraße und Stadthalle Wirbelau werden zum 31.12.2011 in Betrieb genommen. 
5. Der Wasserverband Georg-Joseph hat in der Verbandsversammlung beschlossen, die Wasserenthärtungsanlage abzuschalten. Der Härtegrad beträgt mit Wasserenthärtungsanlage 14 und ohne Anlage 17 Grad. Es gibt für die Verbraucher keinen qualitativen Verlust. Das Wasser enthält die gleiche gute Qualität wie bisher. Durch die Abschaltung der Wasserenthärtungsanlage werden erhebliche Energiekosten gespart. Sämtliche Haushalte werden durch ein Rundschreiben hierüber informiert.
6. Am 08.12.2011 fanden Gespräche beim ASV Dillenburg zusammen mit dem Bauamtsleiter, Herrn Kremer,  und Herrn Bürgermeister Bender statt. Es ging um den Stadtteil Dehrn, Fußgängerüberwege in verschiedenen Stadtteilen usw. Es wird noch von Seiten des ASV Dillenburg beraten, welche Möglichkeiten bestehen.
7. Am 14.12.2011 fand in der Stadtverwaltung Weilburg die Unterzeichnung des Vertrages mit OR Network bezüglich der Versorgung  der 6 Runkeler Stadtteile, die noch nicht mit schneller DSL-Verbindung ausgestattet sind,  mit schnellem DSL statt. Teilnehmer sind auch die Stadt Weilburg und der Marktflecken Villmar. Alle 6 Stadtteile, die noch nicht an das schnelle DSL angeschlossen sind, werden mit dem schnellen DSL versorgt, allerdings etwas verzögert, weil durch den Zugang von mehreren Gemeinden im Rahmen der Interkommunalen Zusammenarbeit  ein einheitlicher größerer Planungsaufwand entsteht. Vor den Sommerferien sollen die Arbeiten abgeschlossen sein. 
Herr Bürgermeister Bender teilt weiter mit, dass in Villmar gesagt wird, dass die Stadt Runkel dem Marktflecken Villmar den Zugang zum schnellen DSL verweigert.  Die Telekom hat mit dem Marktflecken Villmar einen Vertrag über das schnell DSL g
eschlossen. Der Vertrag beinhaltet die Planung einer oberirdischen Leitung von Schadeck über Runkeler Gemarkung bis nach Villmar, wodurch ca. 60.000,-- € gespart würden. Auf Runkeler Gemarkung müssten 50 Masten in Höhe von 5,50 m / pro Masten aufgestellt werden. Das wird die Stadt Runkel nicht zulassen. Die Telekom hat dieses Vorhaben nicht mit der Stadt Runkel abgesprochen. 
Zum Abschluss bedankt sich Herr Bürgermeister Bender bei der Stadtverordnetenvorsteherin Frau Schreiber, bei allen Stadtverordneten, den Magistratsmitgliedern, den Verwaltungsmitarbeitern und dem Bauhof für die sehr gute Zusammenarbeit in 2011.

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber teilt mit, dass die nächste Sitzung der Stadtverordneten am Mittwoch, dem 18.01.2012 stattfindet.
Ende der Sitzung: 21.30 Uhr

(Schreiber)







Butzbach

Stadtverordnetenvorsteherin




(Schriftführerin)

